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I. FIRMA, SITZ, ZWECK UND GEGENSTAND DER GENOSSENSCHAFT 

§ 1 Firma und Sitz 

(1) Die Firma der Genossenschaft lautet:  

begeno16 eG 

(2) Die Genossenschaft hat ihren Sitz in Berlin. 

 

§ 2 Zweck und Gegenstand 

(1) Der Zweck der Genossenschaft ist die Förderung der sozialen, ökologischen oder kultu-
rellen Belange ihrer Mitglieder und die Unterstützung ihrer diesbezüglichen gemeinsamen wirt-
schaftlichen Aktivitäten. Die Ausdehnung der Geschäftstätigkeit der Genossenschaft auch auf 
Nichtmitglieder ist zugelassen.  

(2) Gegenstand des Unternehmens ist das Schaffen und die Förderung sozialer, gerechter 
und zukunftsfähiger Lebensbedingungen für die gesamte Lebensspanne von Kindheit bis Alter 
sowie die Förderung des Zusammenlebens aller Generationen. Dies insbesondere durch 

a) die Entwicklung, die Umsetzung und den Betrieb innovativer und zukunftsträchtiger 
Wohnformen und Quartiere; 

b) den Bau und Betrieb von Wohn- und Gewerbeflächen zur guten Wohnungsversor-
gung und zur Stärkung des genossenschaftlichen Wohnens. Dies beinhaltet aus-
drücklich die Schaffung von Wohnraum zu unterschiedlichen, insbesondere aus so-
zialen Gründen festgelegten Preisen; 

c) eine dauerhafte, preisgünstige, sichere, sozial integrierte Wohnraumversorgung, die 
unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit und Sozialverträglichkeit zukunftsfähigen öko-
logischen und städtebaulichen Anforderungen gerecht wird; 

d) Beratung und aktive Unterstützung von Unternehmen, öffentlichen Einrichtungen so-
wie Privatpersonen in sämtlichen Belangen des Wohnens, insbesondere des genos-
senschaftlichen Wohnens. 

(3) Dabei ist die Genossenschaft hauptsächlich in folgenden Bereichen wirtschaftlich tätig: 

a) Erwerb und -soweit erforderlich- baureife Entwicklung von Grundstücken 

b) Errichtung von Gebäuden mit Nutzungsschwerpunkt Wohnen 

c) Umnutzung und Umbau von Nichtwohngebäuden in Wohngebäude 

d) Erwerb von neu errichteten und bestehenden Wohnbauten 

e) Modernisierung und Instandsetzung von Bestandswohngebäuden 

f) Bewirtschaftung der im eigenen Bestand befindlichen Immobilien 

g) Beschaffung und wirtschaftliche Verwendung von Finanzierungsmitteln 
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(4) Zur Schaffung, zum Erhalt und zur Weiterentwicklung sozial integrierter Quartiere und le-
bendiger Nachbarschaften an den Standorten ihrer Wohnimmobilien kann die Genossenschaft 
auch Gemeinschaftsanlagen und Folgeeinrichtungen, Läden und Räume für Gewerbetrei-
bende, soziale, ökologische, wirtschaftliche und kulturelle Einrichtungen und Dienstleistungen 
entwickeln, erwerben und bewirtschaften. 

(5) Die Genossenschaft unterstützt Gruppen bei der Realisierung von gemeinschaftlichen 
Wohnprojekten, die innerhalb der Genossenschaft oder in eigenen, vorrangig genossenschaft-
lichen Strukturen durchgeführt werden.  

(6) Die Genossenschaft unterstützt ihre Mitglieder bei der gemeinschaftlichen Umsetzung so-
zialer und ökologischer Maßnahmen. 

(7) Die errichteten oder erworbenen Immobilien sollen grundsätzlich dauerhaft im Eigentum 
der Genossenschaft verbleiben und dadurch auf Dauer jeder spekulativen Verwendung ent-
zogen sein. 

(8) Die Genossenschaft ist ein Social Business gemäß der auf Friedensnobelpreisträger 
Muhammad Yunus zurückgehenden Definition. Ihre Zweckbestimmung ist demnach aus-
schließlich auf die Lösung wichtiger sozialer Probleme ausgerichtet. Bei Social Business ver-
zichten die Kapitalgeber auf spekulative Gewinne. Stattdessen werden Gewinne unter Berück-
sichtigung einer angemessenen Gewinnverteilung zur Erreichung der beschriebenen Unter-
nehmensgegenstände thesauriert, um sie im Sinne der beschriebenen Unternehmensgegen-
stände zu verwenden. Sollte bei der Vermögensverwaltung der eigenen Mittel die Investition 
in geeignete Social Businesses nicht möglich sein, so ist auch eine Investition in nachhaltige, 
ökologische oder soziale Investments möglich.   

(9) Die Genossenschaft ist zur Vornahme aller Geschäfte berechtigt, die zur unmittelbaren 
oder mittelbaren Förderung des Zweckes bzw. des Gegenstandes der Genossenschaft gemäß 
dem Inhalt dieses Paragrafen geeignet sind. Die Genossenschaft darf sich im Rahmen von §1 
Abs. 2 GenG an Unternehmen beteiligen oder diese führen. Die Genossenschaft kann Nieder-
lassungen errichten. Die Dauer der Genossenschaft ist unbestimmt. 

II. MITGLIEDSCHAFT 

§ 3 Mitgliederstruktur 

(1) Um den genossenschaftlichen Zweck gemäß § 2 zu erreichen, unterscheidet die Genos-
senschaft zwischen 

a) Mitgliedern –im Folgenden „ordentliche Mitglieder“ genannt- und 

b) investierenden Mitgliedern. 

(2) Die ordentlichen Mitglieder sind in der Mitgliederversammlung stimmberechtigt. Sie dürfen 
neben dem Pflichtanteil keine weiteren Anteile erwerben.  

(3) Die investierenden Mitglieder haben gemäß § 28 Abs. 2 kein Stimmrecht. Gemäß § 41 
Abs. 1 werden die investierenden Mitglieder am Erfolg der Genossenschaft beteiligt.  

(4) Die ordentlichen und die investierenden Mitglieder haben bei Beendigung der Mitglied-
schaft nur einen Anspruch auf Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens gemäß §11. 
Auf die Rücklagen oder das sonstige Vermögen der Genossenschaft haben die ordentlichen 
Mitglieder und investierenden Mitglieder keinen Anspruch.  
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§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft können erwerben: 

a) natürliche Personen  

b) Personengesellschaften  

c) juristische Personen des privaten und öffentlichen Rechts 

(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende 
unbedingte Beitrittserklärung, die den Anforderungen des Genossenschaftsgesetzes ent-
spricht. Die Mitgliedschaft bedarf der Zulassung durch den Aufsichtsrat. Vor Abgabe der Bei-
trittserklärung ist dem Antragsteller eine Abschrift dieser Satzung in der jeweils geltenden Fas-
sung zur Verfügung zu stellen. Dies kann auch elektronisch erfolgen. 

(3) Voraussetzung für die Aufnahme als ordentliches Mitglied gemäß § 3 Abs. 1 Buchstabe 
a) der Satzung in die Genossenschaft ist:   

a) Der Antragsteller ist ein Social Business im Sinne von § 2 Abs. 8 der Satzung oder  

b) der Antragsteller ist Gesellschafter oder Mitarbeiter eines Social Business im Sinne 
von § 2 Abs. 8 der Satzung oder  

c) der Antragsteller hat sich durch Mitarbeit in der Genossenschaft, in einem der Beiräte, 
Kuratorien oder auf anderem Gebiet für die Social Business Bewegung im Sinne von 
§ 2 Abs. 8 der Satzung eingesetzt und entsprechende Erfahrungen und Integrität vor-
zuweisen. 

d) Der Antragsteller muss sich für die ordentliche Mitgliedschaft insbesondere dadurch 
qualifizieren, dass er für den Zweck der Genossenschaft dienliche Erfahrungen und 
Fachkenntnisse insbesondere im Bereich der Wohnungswirtschaft, der Sozialökono-
mie, des Städtebaus oder des Sozialwesens vorweist und diese im Dienste der Ge-
nossenschaft und nicht auf einen persönlichen Vorteil zielend einbringt.  

(4) Über die Zulassung als ordentliches Mitglied gemäß § 3 Abs. 1 Buchstabe a) entscheidet 
der Aufsichtsrat. Er prüft dabei nach eigenem pflichtgemäßem Ermessen, ob der Antragsstel-
ler die Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 erfüllt. Er kann die Zulassung von ordentlichen Mit-
gliedern ohne Nennung von Gründen ablehnen oder auf die Zulassung als investierendes Mit-
glied beschränken. Das ordentliche Mitglied ist unverzüglich in die Liste der Mitglieder einzu-
tragen und hiervon unverzüglich zu benachrichtigen. Die Mindestzahl von ordentlichen Mitglie-
dern beträgt drei. 

(5) Voraussetzung für die Aufnahme als investierendes Mitglied gemäß § 3 Abs. 1 Buchstabe 
b) der Satzung in die Genossenschaft ist es, dass der Antragsteller die Ziele von Social Busi-
ness im Sinne von § 2 Abs. 8 der Satzung unterstützt. Über die Zulassung als investierendes 
Mitglied gemäß § 3 Abs. 1 Buchstabe b) entscheidet der Aufsichtsrat. Er prüft dabei nach 
eigenem pflichtgemäßem Ermessen, ob der Antragsteller die Voraussetzungen nach Satz 1 
erfüllt. Das investierende Mitglied ist unverzüglich in die Liste der Mitglieder einzutragen, als 
investierendes Mitglied zu kennzeichnen und hiervon unverzüglich zu benachrichtigen. 
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§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die ordentliche Mitgliedschaft und investierende Mitgliedschaft enden durch 

a) Kündigung  

b) Übertragung des Geschäftsguthabens  

c) Tod  

d) Auflösung oder Erlöschen einer juristischen Person oder Personengesellschaft  

e) Ausschluss  

(2) Der Aufsichtsrat kann ordentliche Mitglieder als investierende Mitglieder einstufen, wenn 
die Mitglieder die Voraussetzungen als ordentliche Mitglieder nicht mehr erfüllen. Soweit ge-
setzlich möglich wird mit Beschluss des Aufsichtsrates die Einstufung wirksam. Ansonsten 
erfolgt sie zum frühestmöglichen Zeitpunkt. 

§ 6 Kündigung 

(1) Jedes ordentliche und investierendes Mitglied kann seine Mitgliedschaft zum Schluss ei-
nes Geschäftsjahres unter Einhaltung einer Frist von 36 Monaten schriftlich kündigen. Für die 
Einhaltung der Fristen ist der Zugang entscheidend. 

(2) Soweit ein investierendes Mitglied mit mehreren Geschäftsanteilen beteiligt ist, ohne 
hierzu durch die Satzung oder eine Vereinbarung mit der Genossenschaft verpflichtet zu sein, 
kann es schriftlich einen oder mehrere Geschäftsanteile seiner zusätzlichen Beteiligung zum 
Schluss eines Geschäftsjahres unter Einhaltung einer Frist von 36 Monaten kündigen. Dabei 
darf die Mindestanzahl von 500 Geschäftsanteilen nicht unterschritten werden. Sollte dies der 
Fall sein, so gilt die Kündigung eines Teiles der Geschäftsanteile als Kündigung der Geschäfts-
anteile insoweit, dass die verbliebenen Anteile die Mindestanzahl von 500 der Geschäftsan-
teile eingehalten werden.  

§ 7 Übertragung des Geschäftsguthabens 

(1) Ein ordentliches oder ein investierendes Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Ge-
schäftsjahres, sein Geschäftsguthaben durch schriftlichen Vertrag auf einen anderen übertra-
gen und hierdurch aus der Genossenschaft ohne Auseinandersetzung ausscheiden, sofern 
der Erwerber bereits investierendes Mitglied ist. § 4 der Satzung ist analog anzuwenden. 

(2) Ein investierendes Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschäftsjahres, teilweise 
sein Geschäftsguthaben durch schriftlichen Vertrag übertragen, sofern der Erwerber bereits 
investierendes Mitglied ist und eine nach der Satzung oder nach Vertrag zu haltende Mindest-
zahl von Geschäftsanteilen (Pflichtbeteiligung) des übertragenden investierenden Mitglieds 
nicht unterschritten wird. 

§ 8 Ausscheiden durch Tod 

Mit dem Tod scheidet ein ordentliches oder investierendes Mitglied aus. Die Mitgliedschaft 
eines investierenden Mitglieds kann auf Antrag eines Erben von diesem fortgesetzt werden, 
sofern die Voraussetzungen des § 4 erfüllt werden.  
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§ 9 Auflösung einer juristischen Person oder Personengesellschaft 

Wird eine juristische Person oder eine Personengesellschaft aufgelöst oder erlischt sie, so 
endet die ordentliche oder investierende Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschäftsjahres, 
in dem die Auflösung oder das Erlöschen wirksam geworden ist. Im Falle der Gesamtrechts-
nachfolge wird die ordentliche oder investierende Mitgliedschaft bis zum Schluss des Ge-
schäftsjahres durch den Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt. 

§ 10 Ausschluss 

(1) Ein ordentliches oder investierendes Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss 
des Geschäftsjahres aus folgenden Gründen ausgeschlossen werden: 

a) falls es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses den sat-
zungsmäßigen oder sonstigen der Genossenschaft gegenüber bestehenden Ver-
pflichtungen nicht nachkommt; 

b) es durch Nichterfüllung seiner Verpflichtungen gegenüber der Genossenschaft diese 
schädigt oder geschädigt hat;  

c) es unrichtige Jahresabschlüsse oder Vermögensübersichten einreicht oder sonst un-
richtige Erklärungen über seine rechtlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse abgibt; 

d) es unbekannt verzogen oder sein dauernder Aufenthaltsort für mindestens ein Jahr 
unbekannt ist; 

e) es zahlungsunfähig geworden oder überschuldet oder über sein Vermögen das Insol-
venzverfahren eröffnet oder mangels Masse abgewiesen worden ist;  

f) sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht vereinbaren lässt; 

g) die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Genossenschaft nicht vorhanden waren 
oder nicht mehr vorhanden sind; 

h) es ein eigenes, mit der Genossenschaft in Wettbewerb stehendes Unternehmen be-
treibt oder sich an einem solchen beteiligt oder wenn ein mit der Genossenschaft in 
Wettbewerb stehendes Unternehmen sich an dem Unternehmen des ordentlichen 
oder des investierenden Mitglieds beteiligt. Der Aufsichtsrat kann durch Beschluss 
ordentliche oder investierende Mitglieder von der Regelung und Anwendung dieses 
Buchstaben ausnehmen. 

(2) Für den Ausschluss ist der Aufsichtsrat zuständig.  

(3) Vor der Beschlussfassung ist dem Auszuschließenden Gelegenheit zu geben, sich zu 
dem beabsichtigten Ausschluss zu äußern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen, auf 
denen der Ausschluss beruhen soll, sowie der gesetzliche oder satzungsmäßige Ausschlie-
ßungsgrund mitzuteilen. 

(4) Der Beschluss, durch den das ordentliche oder investierende Mitglied ausgeschlossen 
wird, hat die Tatsachen, auf denen der Ausschluss beruht, sowie den gesetzlichen oder sat-
zungsmäßigen Ausschließungsgrund anzugeben. 

(5) Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen vom Aufsichtsrat unverzüglich durch einge-
schriebenen Brief mitzuteilen. Von der Absendung des Briefes an kann das ordentliche oder 
investierende Mitglied nicht mehr an der Mitgliederversammlung teilnehmen und nicht Mitglied 
des Vorstandes oder Aufsichtsrates sein. 
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(6) Der Ausgeschlossene kann innerhalb eines Monats ab Zugang der Mitteilung über den 
Ausschluss Beschwerde bei einem Ombudsmann einlegen, der die Ausschlussentscheidung 
des Aufsichtsrates überprüft. Die Beschwerdeentscheidung des Ombudsmanns ist genossen-
schaftsintern endgültig. Legt der Ausgeschlossene nicht fristgerecht Beschwerde beim Om-
budsmann ein, ist der ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen. Der Ombudsmann wird von 
der Mitgliederversammlung jeweils für die Dauer von drei Jahren gewählt. 

(7) Ein ordentliches Mitglied kann gemäß § 5 Abs. 2 auch als investierendes Mitglied einge-
stuft werden. Diesbezüglich sind die vorstehenden Absätze entsprechend anzuwenden. 

§ 11 Auseinandersetzung 

(1) Für die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen ordentlichen oder investie-
renden Mitglied und der Genossenschaft ist der festgestellte Jahresabschluss maßgebend. Im 
Fall der Übertragung des Geschäftsguthabens sowie von Teilen des Geschäftsguthabens und 
im Falle der Fortsetzung der Mitgliedschaft im Erbfall findet eine Auseinandersetzung nicht 
statt. 

(2) Nach Beendigung der Mitgliedschaft erfolgt eine Auseinandersetzung der Genossen-
schaft mit dem ausgeschiedenen ordentlichen oder investierenden Mitglied. Das ausgeschie-
dene ordentliche oder investierende Mitglied hat Anspruch auf Auszahlung des Auseinander-
setzungsguthabens. Das Auseinandersetzungsguthaben berechnet sich nach den Einzahlun-
gen auf die Geschäftsanteile, vermindert um die auf das ordentliche Mitglied oder investie-
rende Mitglied entfallenden Verlustanteile. Die Genossenschaft ist berechtigt, bei der 
Auseinandersetzung die ihr gegen das ausgeschiedene ordentliche oder investierende Mit-
glied zustehenden Forderungen mit dem Auseinandersetzungsguthaben zu verrechnen. Au-
ßerdem haftet der Genossenschaft das Auseinandersetzungsguthaben des ordentlichen oder 
investierenden Mitglieds für einen etwaigen Ausfall ihrer Forderungen als Pfand, insbesondere 
bei einem Insolvenzverfahren des ordentlichen oder investierenden Mitglieds. 

(3) Die Absätze 1 bis 2 gelten entsprechend für die Auseinandersetzung nach Kündigung 
einzelner Geschäftsanteile. 

§ 12 Rechte der ordentlichen und investierenden Mitglieder 

(1) Jedes ordentliche und investierende Mitglied hat das Recht, nach Maßgabe des Genos-
senschaftsgesetzes und der Satzung an der Gestaltung der Genossenschaft mitzuwirken. Es 
hat insbesondere das Recht, 

a) an der Mitgliederversammlung und an ihren Beratungen teilzunehmen und dort Aus-
künfte über Angelegenheiten der Genossenschaft zu verlangen;  

b) bei Anträgen auf Einberufung außerordentlicher Mitgliederversammlungen mitzuwir-
ken; zu solchen Anträgen bedarf es des formgerechten Antrags von mindestens 10%   
der Mitglieder oder 10% der investierenden Mitglieder, höchstens jedoch von 1.000 
investierenden Mitgliedern (§ 30 Abs. 2 der Satzung); 

c) Gegenstände für die Ankündigung zur Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
einzureichen; hierzu bedarf es des formgerechten Antrags von mindestens 10% der 
ordentlichen Mitglieder oder 10% der investierenden Mitglieder, höchstens jedoch von 
1.000 investierenden Mitgliedern (§ 30 Abs. 4 der Satzung); 

d) rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Mitgliederversammlung 
auf seine Kosten eine Abschrift des Jahresabschlusses, des Lageberichts –soweit 
gesetzlich gefordert- und des Berichts des Aufsichtsrates zu verlangen;  
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e) die Niederschrift über die Mitgliederversammlung einzusehen; 

f) die Mitgliederliste einzusehen und bei berechtigtem Interesse auf Verlangen auch de-
ren Abschrift erteilt zu bekommen; 

g) Einsicht in das zusammengefasste Ergebnis des Prüfungsberichts zu nehmen; 

h) sein Geschäftsguthaben ganz oder teilweise zu übertragen (§ 7 der Satzung); 

i) seine Mitgliedschaft durch ordentliche Kündigung zu beenden; 

(2) Investierende Mitglieder haben kein Stimmrecht. 

§ 13 Pflichten der ordentlichen Mitglieder und der investierenden Mitglieder 

(1) Jedes ordentliche und investierendes Mitglied hat die Pflicht, das Interesse der Genos-
senschaft zu wahren. Es hat insbesondere 

a) den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und den Geschäfts-, 
Lieferungs- und Zahlungsbedingungen sowie den Beschlüssen der Organe nachzu-
kommen; 

b) Geschäftsanteile nach Maßgabe des § 39 der Satzung zu übernehmen und die ent-
sprechenden Einzahlungen zu leisten; 

c) der Genossenschaft jede Änderung seiner Anschrift, Änderungen der Rechtsform so-
wie der Inhaber und Beteiligungsverhältnisse unverzüglich mitzuteilen; 

d) bei der Aufnahme ein der Kapitalrücklage zuzuschreibendes Eintrittsgeld zu zahlen, 
wenn dies von der Mitgliederversammlung festgesetzt wird; 

e) Angebotsunterlagen, Preise, Konditionen, Rundschreiben und sonstige Informatio-
nen der Genossenschaft gegenüber Außenstehenden vertraulich zu behandeln. 

III. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT 

§ 14 Organe der Genossenschaft 

Die Organe der Genossenschaft sind: 

A.  DER VORSTAND 

B.  DER AUFSICHTSRAT  

C. DIE MITGLIEDERVERSAMMLUNG 
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A. DER VORSTAND 

§ 15 Leitung der Genossenschaft 

(1)  Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwortung. Investierende Mitglie-
der dürfen auch Vorstand sein. 

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Genossenschaft gemäß den Vorschriften der Ge-
setze, der Satzung und der Geschäftsordnung für den Vorstand. 

(3) Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und außergerichtlich nach Maßgabe 
des § 15 der Satzung. 

§ 16 Vertretung 

(1) Die Genossenschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmit-
glied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten. 

(2) Die Vorschriften über die Erteilung von Prokura und sonstigen Vollmachten bleiben unbe-
rührt (rechtsgeschäftliche Vertretung). 

(3) Der Aufsichtsrat darf aus wichtigem Grund einem Vorstand die Alleinvertretungsbefugnis 
erteilen. 

(4) Der Aufsichtsrat darf alle oder einzelne Vorstandsmitglieder von den Beschränkungen des 
§ 181, 2. Alternative BGB befreien.  

(5) Näheres regelt die Geschäftsordnung für den Vorstand.  

§ 17 Aufgaben und Pflichten des Vorstandes 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordentlichen 
und gewissenhaften Geschäftsmanns anzuwenden. Über vertrauliche Angaben und Geheim-
nisse, die ihnen durch die Tätigkeit im Vorstand bekannt geworden sind, haben sie Stillschwei-
gen zu bewahren. 

(2) Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet, 

a) die Geschäfte der Genossenschaft entsprechend dem Unternehmenszweck und Un-
ternehmensgegenstand ordnungsgemäß zu führen und sicherzustellen, dass Liefe-
rungen und Leistungen ordnungsgemäß erbracht und die (investierenden) Mitglieder 
sachgemäß betreut werden; 

b) die für einen ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb notwendigen personellen, sachli-
chen und organisatorischen Maßnahmen rechtzeitig zu planen und durchzuführen; 

c) für ein ordnungsgemäßes, der Rechnungslegung sowie Planung und Steuerung dien-
liches Rechnungswesen zu sorgen; 

d) die Übertragung von Geschäftsguthaben und über die Beteiligung mit weiteren Ge-
schäftsanteilen auf Antrag der investierenden Mitglieder;  

e) Entscheidungsvorlagen auf Verlangen des Aufsichtsrates zur Zulassung des Erwerbs 
der ordentlichen und der investierenden Mitgliedschaft gemäß § 4 Abs. 4 und 5 zu 
erstellen, 
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f) die Mitgliederliste zu führen; 

g) spätestens innerhalb der gesetzlichen Fristen nach Ende des Geschäftsjahres den 
Jahresabschluss und Lagebericht aufzustellen, diesen dem Aufsichtsrat unverzüglich 
und sodann mit dessen Bemerkungen der Mitgliederversammlung zur Feststellung 
vorzulegen; 

h) dem gesetzlichen Prüfungsverband Einberufung, Termin, Tagesordnung und Anträge 
für die Mitgliederversammlung, auf der der Jahresabschluss festgestellt werden soll, 
rechtzeitig anzuzeigen; 

i) im Prüfungsbericht festgehaltene Mängel abzustellen.  

§ 18 Berichterstattung gegenüber der Mitgliederversammlung und dem Aufsichtsrat 

(1) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat mindestens vierteljährlich, auf Verlangen oder bei 
wichtigem Anlass auch unverzüglich, zu berichten und ihn zu unterrichten. Dies unter anderem 
über 

a) die Entwicklung der Genossenschaft im abgelaufenen Zeitraum in inhaltlicher und 
wirtschaftlicher Hinsicht; 

b) die Einhaltung der genossenschaftlichen Grundsätze, insbesondere des Genossen-
schaftszwecks; 

c) die Gesamtverbindlichkeiten der Genossenschaft; 

d) die von der Genossenschaft gewährten Kredite und deren Risiken; 

e) die Unternehmensplanung, aus der insbesondere der Investitions- und Kreditbedarf 
hervorgeht. 

(2) Der Vorstand hat die Mitgliederversammlung jährlich, auf Verlangen oder bei wichtigem 
Anlass unverzüglich, über die geschäftliche Entwicklung der Genossenschaft, die Einhaltung 
der genossenschaftlichen Grundsätze und die Unternehmensplanung, insbesondere über den 
Investitions- und Kreditbedarf, zu unterrichten. 

§ 19 Zusammensetzung und Dienstverhältnis 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen, die zugleich ordentliche oder inves-
tierende Mitglieder der Genossenschaft und natürliche Personen sein müssen. Gehören der 
Genossenschaft eingetragene Genossenschaften an, können die zu deren Vertretung befug-
ten natürlichen Personen in den Vorstand berufen werden. Gehören der Genossenschaft an-
dere juristische Personen oder Personengesellschaften an, gilt dies für diese ebenso.  

(2) Die Vorstandsmitglieder werden vom Aufsichtsrat bestellt, angestellt und abberufen. Der 
Aufsichtsrat ist für den Abschluss, die Änderung und die Kündigung von Dienstverträgen sowie 
für den Abschluss von Aufhebungsvereinbarungen zuständig. Der Aufsichtsratsvorsitzende, 
bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter, unterzeichnet die vom Aufsichtsrat zu beschlie-
ßenden Dienstverträge und die Vereinbarungen mit den hauptamtlichen, nebenberuflichen 
oder ehrenamtlichen Vorstandmitgliedern. 

(3) Die Beendigung des Dienstverhältnisses hat die Aufhebung der Organstellung zum Zeit-
punkt des Ausscheidens zur Folge.  
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(4) Die Vorstandsmitglieder dürfen ihr Amt vor Ablauf der Amtsdauer nur nach rechtzeitiger 
Ankündigung und nicht zur Unzeit niederlegen, so dass ein Vertreter bestellt werden kann; es 
sei denn, dass ein wichtiger Grund für die Amtsniederlegung gegeben ist.  

§ 20 Willensbildung  

(1)  Der Vorstand agiert nach dem Vier-Augen-Prinzip. Vorstandssitzungen (auch elektro-
nisch oder telefonisch möglich) sind nach Bedarf einzuberufen. Eine Vorstandssitzung muss 
unverzüglich einberufen werden, wenn ein Mitglied des Vorstandes dies unter Angabe der 
Gründe verlangt. Die Einberufung der Vorstandssitzungen erfolgt durch ein Vorstandsmitglied, 
das die wesentlichen zur Verhandlung kommenden Gegenstände in der Einladung mitteilen 
soll. Der Aufsichtsratsvorsitzende, bei dessen Verhinderung dessen Vertreter, darf an der Vor-
standsitzung teilnehmen. Eine Beschlussfassung ist auch ohne Einberufung einer Sitzung 
fernmündlich oder in Textform zulässig, wenn ein Vorstandsmitglied eine solche Beschluss-
fassung veranlasst und kein anderes Mitglied des Vorstands diesem Verfahren widerspricht. 
Näheres regelt die Geschäftsordnung für den Vorstand. Die Geschäftsordnung, welche der 
förmlichen Zustimmung des Aufsichtsrates bedarf, wird vom Vorstand vorgeschlagen.  

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder mitwirkt. Er 
fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(3) Beschlüsse, die über den regelmäßigen Geschäftsbetrieb hinausgehen, sind zu Beweis-
zwecken ordnungsgemäß zu protokollieren. Die Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren. 
Näheres regelt eine Geschäftsordnung.  

(4) Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates für 

a) Geschäftsordnungsbeschlüsse, 

b) den Wirtschaftsplan, 

c) die Abgabe von rechtserheblichen Erklärungen von besonderer Bedeutung, insbe-
sondere zum Abschluss solcher Verträge, durch die wiederkehrende Verpflichtungen 
in erheblichem Umfang für die Genossenschaft begründet werden sowie über die An-
schaffung und Veräußerung von beweglichen Sachen im Wert von mehr als 10.000 
Euro,  

d) den Beginn neuer Vorhaben, sobald absehbar ist, dass und in welcher Größenord-
nung der Genossenschaft für deren Planung und Realisierung Kosten entstehen wer-
den. 

e) die Beteiligung an anderen Unternehmen, 

f) der Erwerb von Grundstücken, Teil oder Wohnungseigentum und Erbbaurechten, 

g) die Veräußerung anderer Wohnungsbauten und unbebauter Grundstücke, 

h) die Bestellung und Übertragung von Erbbaurechten und Dauerwohnrechten, 

i) Grundsätze der Geschäftstätigkeit, soweit diese nicht bereits vom Aufsichtsrat fest-
gelegt worden sind. 

j) die Erteilung einer Prokura und über die Anstellungsverträge mit Prokuristen und 

k) Betriebsvereinbarungen. 
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§ 21 Teilnahme an den Sitzungen des Aufsichtsrats 

Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilzuneh-
men, wenn nicht durch besonderen Beschluss des Aufsichtsrates die Teilnahme ausgeschlos-
sen wird. In den Sitzungen des Aufsichtsrats hat der Vorstand die erforderlichen Auskünfte 
über geschäftliche Angelegenheiten zu erteilen. Bei der Beschlussfassung des Aufsichtsrats 
haben die Mitglieder des Vorstands kein Stimmrecht.  

§ 22 Gewährung von Krediten oder besonderen Vorteilen an Vorstandsmitglieder 

Die Gewährung von Krediten oder von anderweitigen wirtschaftlichen Vorteilen besonderer Art 
an Mitglieder des Vorstandes, deren Ehegatten, minderjährige Kinder sowie an Dritte, die für 
Rechnung einer dieser Personen handeln, bedürfen der Beschlussfassung des Vorstandes 
und der ausdrücklichen Zustimmung des Aufsichtsrats. 

B. DER AUFSICHTSRAT 

§ 23 Aufgaben und Pflichten 

(1) Der Aufsichtsrat hat den Vorstand bei dessen Geschäftsführung zu kontrollieren und sich 
zu diesem Zweck über alle Angelegenheiten der Genossenschaft zu unterrichten. Er kann 
jederzeit hierüber Auskunft von dem Vorstand verlangen und selbst oder durch einzelne von 
ihm zu bestimmende Mitglieder die Bücher und Schriften der Genossenschaft sowie den Be-
stand der Genossenschaftskasse und die Bestände an Wertpapieren und Waren einsehen 
und prüfen. Auch ein einzelnes Aufsichtsratsmitglied kann Auskünfte, jedoch nur an den Auf-
sichtsrat, verlangen. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat im Rahmen der Prüfungsverfolgung 
den Inhalt des Berichtes des gesetzlichen Prüfungsverbandes zur Kenntnis zu nehmen.  

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag des Vor-
stands für die Verwendung eines Jahresüberschusses oder die Deckung eines Jahresfehlbe-
trages zu prüfen. Über das Ergebnis hat er der Mitgliederversammlung vor Feststellung des 
Jahresabschlusses zu berichten.  

(3) Der Aufsichtsrat kann zur Erfüllung seiner gesetzlichen und satzungsmäßigen Pflichten 
aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und sich der Hilfe von Sachverständigen auf Kosten der 
Genossenschaft bedienen. Soweit der Aufsichtsrat Ausschüsse bildet, bestimmt er, ob diese 
beratende oder entscheidende Befugnis haben. Außerdem bestimmt er die Zahl der Aus-
schussmitglieder. Ein Ausschuss muss aus mindestens drei Personen bestehen. Ein Aus-
schuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Für die 
Beschlussfassung gilt ergänzend § 25 der Satzung. 

(4) Einzelheiten über die ordnungsmäßige Erfüllung der dem Aufsichtsrat obliegenden Pflich-
ten regelt die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats. Sie ist vom Aufsichtsrat nach Anhörung 
des Vorstands aufzustellen und jedem Mitglied des Aufsichtsrats gegen Bescheinigung aus-
zuhändigen.  

(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen 
und gewissenhaften Aufsichtsratsmitglieds einer Genossenschaft anzuwenden. Sie haben 
über alle vertraulichen Angaben und Geheimnisse der Genossenschaft sowie der Mitglieder 
und Kunden, die ihnen durch die Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschwei-
gen zu bewahren.  

(6) Die Aufsichtsratsmitglieder dürfen keine nach dem Geschäftsergebnis bemessene Vergü-
tung (Tantieme) beziehen. Dagegen kann neben dem Ersatz der Auslagen eine Aufsichtsrats-
vergütung gewährt werden, über welche die Mitgliederversammlung beschließt.  
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(7) Der Aufsichtsrat vertritt die Genossenschaft gegenüber den Mitgliedern des Vorstands 
gerichtlich und außergerichtlich. Über die Verfolgung von Regressansprüchen gegen im Amt 
befindliche sowie ausgeschiedene Vorstandsmitglieder wegen ihrer Organstellung entscheidet 
der Aufsichtsrat.  

(8) Der Aufsichtsrat entscheidet nach § 4 Abs. 4 über die Zulassung als ordentliches Mitglied 
gemäß § 3 Abs. 1 Buchstabe a) und nach § 4 Abs. 5 über die Zulassung als investierendes 
Mitglied gemäß § 3 Abs. 1 Buchstabe b).  

§ 24 Zusammensetzung und Wahl 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens vier Mitgliedern, die zugleich ordentliche oder 
investierende Mitglieder der Genossenschaft und natürliche Personen sein müssen (Selbstor-
ganschaft). Maximal ein Viertel der Aufsichtsratsmitglieder dürfen investierende Mitglieder sein 
und mindestens ein Aufsichtsratsmitglied soll investierendes Mitglied sein Die Aufsichtsrats-
mitglieder werden von der Mitgliederversammlung gewählt. Gehören der Genossenschaft ein-
getragene Genossenschaften als Mitglieder an, können deren gesetzliche Vertreter, soweit sie 
natürliche Personen sind, in den Aufsichtsrat berufen werden; gehören der Genossenschaft 
andere juristische Personen oder Personenhandelsgesellschaften an, gilt dies für deren Ver-
tretung befugte Personen. 

(2) Bei der Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats muss jeder Wahlberechtigte die Möglichkeit 
haben, über jeden einzelnen Kandidaten abzustimmen. Für die Wahl gilt im Übrigen § 35 der 
Satzung.  

(3) Die Amtsdauer beträgt drei Jahre. Sie beginnt mit dem Schluss der Mitgliederversamm-
lung, welche die Wahl vorgenommen hat, und endet am Schluss der Mitgliederversammlung, 
die für das dritte Geschäftsjahr nach der Wahl stattfindet. Das Aufsichtsratsmitglied, dessen 
Amtszeit endete, darf sich zur Wiederwahl stellen. 

(4) Scheiden Aufsichtsratsmitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus der Genossenschaft aus 
oder endet die Vertretungsbefugnis von Aufsichtsratsmitgliedern bei ordentlichen oder inves-
tierenden Mitgliedern der Genossenschaft, so besteht der Aufsichtsrat bis zur nächsten or-
dentlichen Mitgliederversammlung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen werden, nur aus 
den verbleibenden Mitgliedern. Eine frühere Ersatzwahl durch eine außerordentliche Mitglie-
derversammlung ist nur dann erforderlich, wenn die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter die 
gesetzliche Mindestzahl von drei herabsinkt.  

(5) Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglieder können erst dann in den Aufsichtsrat ge-
wählt werden, wenn sie für ihre gesamte Vorstandstätigkeit entlastet worden sind.  

(6) Aufsichtsratsmitglieder dürfen nicht zugleich Vorstandsmitglieder der Genossenschaft 
sein. Der Aufsichtsrat kann einzelne seiner Mitglieder für einen im Voraus begrenzten Zeitraum 
zu Stellvertretern verhinderter Vorstandsmitglieder bestellen; während dieses Zeitraums und 
bis zur Erteilung der Entlastung als stellvertretendes Vorstandsmitglied darf dieses Mitglied 
seine Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied nicht ausüben.  

§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung  

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie einen Stellvertreter. Sit-
zungen des Aufsichtsrates werden durch seinen Vorsitzenden, im Verhinderungsfalle durch 
dessen Stellvertreter einberufen. Solange ein Vorsitzender und ein Stellvertreter nicht gewählt 
sind, werden die Aufsichtsratssitzungen durch das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmit-
glied einberufen. 

(2) Jedes Aufsichtsratsmitglied hat eine Stimme. 
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(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist. Er fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltun-
gen und ungültige Stimmen werden nicht mitgerechnet. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden, bei dessen Verhinderung die seines Vertreters. 

(4)  Eine Beschlussfassung ist auch ohne Einberufung einer Sitzung im Wege schriftlicher, 
fernmündlicher oder elektronischer Abstimmung zulässig, wenn der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats oder sein Stellvertreter eine solche Beschlussfassung veranlasst und kein Mitglied 
des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht. 

(5) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen mindestens vierteljährlich stattfinden. Außerdem hat 
der Vorsitzende eine Sitzung unter Mitteilung der Tageordnung einzuberufen, soweit und sooft 
dies im Interesse der Genossenschaft nötig erscheint oder wenn es der Vorstand oder die 
Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe ver-
langt. Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so können die Antragsteller unter Mitteilung 
des Sachverhalts den Aufsichtsrat selbst einberufen.  

(6) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats sind zu Beweiszwecken zu protokollieren. Die Protokolle 
sind fortlaufend zu nummerieren und vom Aufsichtsratsvorsitzenden oder dessen Stellvertre-
ter und vom Schriftführer zu unterzeichnen. 

(7) Wird über Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, welche die Interessen eines Auf-
sichtsratsmitglieds, seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder und Geschwister oder einer von 
ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person berühren, so darf das betreffende Auf-
sichtsratsmitglied an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Aufsichtsratsmit-
glied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören. 

(8) Ergänzend gilt die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats. 

§ 26 Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat 

(1) Über die Grundsätze der Geschäftspolitik sowie die Festlegung von Pflichtanteilen bei der 
Nutzung von Projekten gemäß § 39 Abs. 4 der Satzung entscheiden Vorstand und Aufsichtsrat 
gemeinsam.  

(2) Gemeinsame Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen. Dieser 
führt den Vorsitz in den Sitzungen. 

(3) Über die nach Abs.1 zu beratenden Angelegenheiten sind auf Antrag der Beteiligten durch 
diese in gemeinsamer Sitzung Beschlüsse zu fassen. 

(4) Ein Antrag ist abgelehnt, wenn er nicht die Mehrheit findet. Dabei hat jedes Vorstands- 
und jedes Aufsichtsratsmitglied eine Stimme. Bei Stimmgleichheit hat der Aufsichtsratsvorsit-
zende 2 Stimmen. 

(5) Für die Abstimmungen sind die Regelungen des §25 der Satzung entsprechend anzu-
wenden.  

(6) Beschlüsse sind zu Beweiszwecken in einem gemeinsamen Protokoll festzuhalten; das 
Ergebnis der Abstimmung ist hierbei festzuhalten. 
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C. DIE MITGLIEDERVERSAMMLUNG 

§ 27 Zuständigkeit der Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist für die Wahrnehmung der Interessen und Rechte ihrer Mitglie-
der in den Angelegenheiten der Genossenschaft zuständig.  

§ 28 Ausübung der Mitgliedsrechte 

(1) Die ordentlichen und investierenden Mitglieder üben ihre Rechte in den Angelegenheiten 
der Genossenschaft in der Mitgliederversammlung aus. Diese darf auch elektronisch oder im 
Umlaufverfahren stattfinden. Der Aufsichtsratsvorsitzende kann statt der Einberufung der Mit-
gliederversammlung ein schriftliches und/oder elektronisches Umlaufverfahren zur Fassung 
der notwendigen Beschlüsse vorsehen. Der Aufsichtsratsvorsitzende kann ergänzende -auch 
elektronische- Informationsveranstaltungen vorsehen und einberufen.  

(2) Jedes ordentliche Mitglied hat eine Stimme. Investierende Mitglieder haben keine Stimme.  

(3) Geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige sowie juristische Personen üben ihr 
Stimmrecht durch den gesetzlichen Vertreter, Personengesellschaften durch ihre zur Vertre-
tung ermächtigten Gesellschafter oder Vertreter aus. 

(4) Ordentliche Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung ermächtigte Ge-
sellschafter oder Vertreter können sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen. Mehrere Erben 
eines verstorbenen ordentlichen Mitglieds können das Stimmrecht nur durch einen gemein-
schaftlichen Bevollmächtigten ausüben. Ein Bevollmächtigter kann nicht mehr als zwei ordent-
liche Mitglieder vertreten. Bevollmächtigte für ordentliche Mitglieder können nur ordentliche 
Mitglieder der Genossenschaft sein.  

(5) Stimmberechtigte gesetzliche bzw. ermächtigte Vertreter oder Bevollmächtigte müssen 
ihre Vertretungsbefugnis schriftlich nachweisen. 

(6) Niemand kann für sich oder einen anderen das Stimmrecht ausüben, wenn darüber Be-
schluss gefasst wird, ob er oder das vertretene ordentliche Mitglied zu entlasten oder von einer 
Verbindlichkeit zu befreien ist oder ob die Genossenschaft gegen ihn oder das vertretene Mit-
glied einen Anspruch geltend machen soll. Es ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören. 

§ 29 Frist und Tagungsort der Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung hat innerhalb der gesetzlichen Fristen nach Ablauf 
des Geschäftsjahres stattzufinden. 

(2) Außerordentliche Mitgliederversammlungen können nach Bedarf einberufen werden. 

(3) Die Mitgliederversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt, sofern nicht der Auf-
sichtsrat einen anderen Tagungsort festlegt. 

§ 30 Einberufung und Tagesordnung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird durch den Aufsichtsratsvorsitzenden oder dessen Stell-
vertreter einberufen. Der Aufsichtsrat ist zur Einberufung berechtigt und verpflichtet, wenn hier-
für ein gesetzlicher oder satzungsmäßiger Grund vorliegt oder wenn dies im Interesse der 
Genossenschaft erforderlich ist.  
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(2) Die ordentlichen oder investierenden Mitglieder der Genossenschaft können in einem von 
ihnen unterzeichneten schriftlichen Antrag unter Angabe des Zwecks und der Gründe die Ein-
berufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung verlangen. Hierzu bedarf es der Un-
terschriften von mindestens 10% der ordentlichen Mitglieder oder 10% der investierenden Mit-
glieder, höchstens jedoch von 1.000 investierenden Mitgliedern; 

(3) Die Mitgliederversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung in Textform –auch 
per E-Mail- sämtlicher ordentlichen und investierenden Mitglieder einberufen unter Einhaltung 
einer Frist von mindestens zwei Wochen, die zwischen dem Tage des Zugangs und dem Tage 
der Mitgliederversammlung liegen muss. Bereits bei der Einberufung sollen die Gegenstände 
der Beschlussfassung bekannt gegeben werden. Sie müssen jedoch spätestens eine Woche 
vor der Mitgliederversammlung angekündigt sein. 

(4) Die Tagesordnung wird vom Aufsichtsratsvorsitzenden oder dessen Stellvertreter festge-
setzt. Ordentliche oder investierende Mitglieder der Genossenschaft können in einem von 
ihnen unterzeichneten Antrag unter Angabe der Gründe verlangen, dass Gegenstände zur 
Beschlussfassung in der Mitgliederversammlung angekündigt werden; hierzu bedarf es der 
Unterschriften von mindestens 10% der ordentlichen Mitglieder oder von mindestens 10% der 
investierenden Mitglieder, höchstens jedoch von 1.000 investierenden Mitgliedern. 

(5) Über Gegenstände, deren Verhandlung nicht mindestens eine Woche vor der Mitglieder-
versammlung angekündigt wurden, können Beschlüsse nicht gefasst werden; hiervon sind je-
doch Beschlüsse über den Ablauf der Versammlung sowie über Anträge auf Berufung einer 
außerordentlichen Mitgliederversammlung ausgenommen. 

(6) Zu Anträgen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es keiner Ankündigung. 

(7) In den Fällen der Absätze 3 und 5 gelten die Mitteilungen als zugegangen, wenn sie zwei 
Werktage vor Beginn der Frist versendet worden sind oder die Kenntnis hierüber auf andere 
Weise – auch per E-Mail- nachweislich und fristgerecht erlangt wurde. 

§ 31 Versammlungsleitung 

Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der Aufsichtsratsvorsitzende, bei seiner Ab-
wesenheit sein Stellvertreter. Der Versammlungsleiter ernennt einen Schriftführer und bei Be-
darf einen Stimmenzähler.  

§ 32 Gegenstände der Beschlussfassung 

Die Mitgliederversammlung beschließt über die im Genossenschaftsgesetz und in dieser Sat-
zung bezeichneten Angelegenheiten, insbesondere über  

a) eine Änderung der Satzung; 

b) die Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresüberschusses oder 
Deckung des Jahresfehlbetrages; 

c) die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates, wobei für jedes Organ eine 
gesonderte Abstimmung erforderlich ist; 

d) den Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Aufsichtsrates;  

e) Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats sowie Festsetzung ihrer Vergütungen;  

f) die Festsetzung der Beschränkungen bei Kreditgewährung gemäß § 49 des Genos-
senschaftsgesetzes; 
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g) Einführung und nach Maßgabe von § 43 a Abs. 7 Genossenschaftsgesetz auch Ab-
schaffung der Vertreterversammlung; 

h) über Angelegenheiten, für die nach dem Umwandlungsgesetz ein Beschluss der Mit-
gliederversammlung erforderlich ist; 

i) die Auflösung der Genossenschaft; 

j) eine Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflösung. 

§ 33 Mehrheitserfordernisse 

(1) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung bedürfen der einfachen Mehrheit der gültig 
abgegebenen Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder diese Satzung eine größere Mehrheit 
vorschreibt. 

(2) Eine Mehrheit von drei Vierteln der gültig abgegebenen Stimmen ist in folgenden Fällen 
erforderlich: 

a) Änderung der Satzung;  

b) in Angelegenheiten, für die nach dem Umwandlungsgesetz ein Beschluss der Mitglie-
derversammlung erforderlich ist; 

c) Verfolgung von Regressansprüchen gegen im Amt befindliche sowie ausgeschiedene 
Aufsichtsratsmitglieder wegen ihrer Organstellung; 

d) Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflösung. 

e) Auflösung der Genossenschaft. 

(3) Bei der Beschlussfassung über die Auflösung, die Änderung der Rechtsform sowie über 
eine Abbedingung des § 2 Abs. 2, 3 und 8 müssen zwei Drittel aller Mitglieder in einer nur zu 
diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung anwesend oder vertreten sein. Wenn 
diese Mitgliederzahl in der Versammlung nicht erreicht ist, kann jede weitere Versammlung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder innerhalb desselben Geschäftsjahres 
über die Auflösung oder die Änderung der Rechtsform beschließen. Die zweite Mitgliederver-
sammlung darf erst einberufen werden, nachdem der Termin für die vorhergehende und eine 
sich daran anschließende Frist von mindestens 14 Tagen verstrichen ist. 

(4) Vor der Beschlussfassung über eine Verschmelzung, Auflösung oder Fortsetzung der auf-
gelösten Genossenschaft sowie die Änderung der Rechtsform ist der Prüfungsverband zu hö-
ren. Ein Gutachten des Prüfungsverbandes ist vom Vorstand rechtzeitig zu beantragen und in 
der Mitgliederversammlung zu verlesen. 

(5) Die Absätze 2, 3 und 4 können nur unter den in Absatz 3 genannten Voraussetzungen 
geändert werden. 

§ 34 Entlastung 

(1) Niemand kann für sich oder einen anderen das Stimmrecht ausüben, wenn darüber Be-
schluss gefasst wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten ist. 

(2) Über die Entlastung von Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrats ist getrennt 
abzustimmen. 
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§ 35 Abstimmung und Wahlen 

(1) Abstimmungen und Wahlen werden mit Handzeichen, mit Stimmzetteln, elektronisch oder 
im (schriftlichen oder elektronischen) Umlaufverfahren durchgeführt. Sie müssen durch Stimm-
zettel erfolgen, wenn der Vorstand, der Aufsichtsrat oder die Mehrheit der bei der Beschluss-
fassung hierüber gültig abgegebenen Stimmen es verlangt. 

(2) Bei der Feststellung des Stimmenverhältnisses werden nur die gültig abgegebenen Ja- 
und Nein-Stimmen gezählt; Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht berück-
sichtigt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in diesen 
Fällen das Los. Für jeden zu wählenden Kandidaten kann jeweils nur eine Stimme abgegeben 
werden. 

(3) Wird eine Wahl mit Stimmzetteln, elektronisch oder im (schriftlichen oder elektronischen) 
Umlaufverfahren durchgeführt, so hat jeder Wahlberechtigte so viele Stimmen wie Mandate 
zu vergeben sind. Der Wahlberechtigte bezeichnet auf dem Stimmzettel (auch elektronisch) 
die vorgeschlagenen Kandidaten, denen er seine Stimme geben will. Gewählt sind die Kandi-
daten, die die meisten Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erhalten. 

(4) Wird eine Wahl mit Handzeichen durchgeführt, so ist für jedes vergebene Mandat ein be-
sonderer Wahlgang erforderlich. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gülti-
gen Stimmen erhalten hat. Erhält kein Kandidat im ersten Wahlgang die erforderliche Mehrheit, 
so wird eine Stichwahl zwischen jeweils den beiden Kandidaten durchgeführt, die die meisten 
Stimmen erhalten haben. In diesem Fall ist der Kandidat gewählt, der die meisten Stimmen 
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erhält. 

(5) Der Gewählte hat unverzüglich der Genossenschaft gegenüber zu erklären, ob er die 
Wahl annimmt. 

§ 36 Auskunftsrecht 

(1) Jedem ordentlichen und investierenden Mitglied ist auf Verlangen in der Mitgliederver-
sammlung mündlich (wenn die Mitgliederversammlung schriftlich oder elektronisch abgehalten 
wird auch schriftlich oder elektronisch) Auskunft über Angelegenheiten der Genossenschaft 
zu geben, soweit das zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstandes der Tagesordnung 
erforderlich ist. Die Auskunft erteilt der Vorstand oder soweit dessen Kontrollaufgabe berührt 
ist der Aufsichtsrat. 

(2) Der Versammlungsleiter hat das Recht, das Frage- und Rederecht der ordentlichen und 
investierenden Mitglieder auf der Mitgliederversammlung zeitlich angemessen zu beschrän-
ken. 

§ 37 Versammlungsniederschrift 

(1) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung sind zu Beweiszwecken ordnungsgemäß zu 
protokollieren. 

(2) Die Niederschrift soll spätestens innerhalb von zwei Wochen erfolgen. Dabei sollen Ort 
und Tag der Versammlung, Name des Versammlungsleiters sowie Art und Ergebnis der Ab-
stimmungen und die Feststellung des Versammlungsleiters über die Beschlussfassung ange-
geben werden. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und den anwesenden Mitgliedern des 
Vorstandes zu unterzeichnen. 

(3) Wird eine Änderung der Satzung beschlossen, die einen der in § 33 Abs. 2-6 aufgeführten 
Gegenstände oder eine wesentliche Änderung des Gegenstandes des Unternehmens betrifft, 
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so ist der Niederschrift außerdem ein Verzeichnis der erschienenen oder vertretenen Mitglie-
der und der Vertreter von Mitgliedern beizufügen. Bei jedem erschienenen oder vertretenen 
Mitglied ist dessen Stimmenzahl zu vermerken. 

(4) Die Niederschrift ist mit den dazugehörenden Anlagen aufzubewahren. Die Einsicht-
nahme ist jedem (investierenden) Mitglied der Genossenschaft zu gestatten. 

§ 38 Teilnahme der Verbände 

Vertreter des Prüfungsverbandes sind berechtigt, an jeder Mitgliederversammlung, die sich 
mit der Prüfung befasst, teilzunehmen und jederzeit das Wort zu ergreifen. 

IV. EIGENKAPITAL UND HAFTSUMME 

§ 39 Geschäftsanteil, Geschäftsguthaben und Eintrittsgeld 

(1) Der Geschäftsanteil beträgt 1 Euro. Dies gilt sowohl für ordentliche Mitglieder als auch für 
investierende Mitglieder. 

(2) Die Pflichtbeteiligung beträgt 500 Anteile, also 500 Euro. Die Geschäftsanteile sind sofort 
einzuzahlen. Der Vorstand kann zulassen, dass die Pflichtbeteiligung auch ratenweise er-
bracht wird.  

(3) Ein investierendes Mitglied kann sich mit Zustimmung des Vorstandes mit weiteren Ge-
schäftsanteilen beteiligen. Die Beteiligung eines investierenden Mitglieds mit weiteren Anteilen 
darf erst zugelassen werden, wenn dessen vorherige Geschäftsanteile voll eingezahlt sind. 
Ein ordentliches Mitglied kann sich nicht mit weiteren Geschäftsanteilen beteiligen und ist zur 
Wahrung des Genossenschaftszweckes gemäß § 2 der Satzung von der Nutzungsüberlas-
sung von Wohnraum durch die Genossenschaft ausgenommen.  

(4) Der Vorstand kann im Zusammenhang mit der Nutzungsüberlassung von Wohnraum und 
mit Zustimmung des Aufsichtsrates mit investierenden Mitgliedern wohnungsbezogene Ver-
einbarungen treffen, die diese zur Übernahme weiterer Geschäftsanteile verpflichten. Dafür 
werden projektorientiert die vom Nutzer einzuzahlenden weiteren Geschäftsanteile gemäß § 
26 Abs. 1 festgelegt. Zur Wahrung des Genossenschaftszweckes gemäß § 2 der Satzung hat 
ein investierendes Mitglied gemäß § 12 Abs. 2 der Satzung ausdrücklich kein Stimmrecht.  

(5) Die Mitgliederversammlung kann ein Eintrittsgeld festlegen, das den Rücklagen zugeführt 
wird.  

(6) Die auf die Geschäftsanteile geleisteten Einzahlungen bilden das Geschäftsguthaben ei-
nes ordentlichen und investierenden Mitglieds.  

(7) Das Geschäftsguthaben darf, solange das ordentliche oder investierende Mitglied nicht 
ausgeschieden ist, von der Genossenschaft nicht ausgezahlt, nicht aufgerechnet oder im ge-
schäftlichen Betrieb der Genossenschaft nicht als Sicherheit verwendet werden. Eine geschul-
dete Einzahlung darf nicht erlassen werden; gegen diese kann das Mitglied nicht aufrechnen. 

(8) Die Abtretung oder Verpfändung des Geschäftsguthabens an Dritte ist unzulässig und der 
Genossenschaft gegenüber unwirksam. Eine Aufrechnung des Geschäftsguthabens durch 
das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten gegenüber der Genossenschaft ist nicht gestattet. 
Für das Auseinandersetzungsguthaben gilt § 10. 
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§ 40 Gesetzliche Rücklage 

(1) Die gesetzliche Rücklage dient nur zur Deckung von Bilanzverlusten. 

(2) Sie wird gebildet durch eine jährliche Zuweisung von mindestens 10 % des Jahresüber-
schusses nach Verrechnung mit dem Verlustvortrag zuzüglich eines eventuellen Gewinnvor-
trages bzw. abzüglich eines eventuellen Verlustvortrages, solange die Rücklage 50 % der zum 
Bilanzstichtag bestehenden Verbindlichkeiten nicht erreicht hat. 

(3) Über die Verwendung der gesetzlichen Rücklage beschließt die Mitgliederversammlung. 

§ 41 Verwendung eines Jahresüberschusses / Deckung eines Jahresfehlbetrage 

(1) Über die Verwendung eines Jahresüberschusses oder die Deckung eines Jahresfehlbe-
trages beschließt die Mitgliederversammlung. Ein Jahresüberschuss ist gemäß § 40 den Rück-
lagen zuzuweisen, gemäß Abs.2 bis 3 als Gewinnanteil zu verteilen oder auf neue Rechnung 
vorzutragen. Die Höhe der Gewinnverteilung soll 3% der Geschäftsanteile nicht übersteigen. 
Ist in der Bilanz für ein Geschäftsjahr ein Jahresfehlbetrag oder ein Verlustvortrag ausgewie-
sen, der ganz oder teilweise durch die Ergebnisrücklagen, einen Jahresüberschuss und einen 
Gewinnvortrag nicht gedeckt ist, so dürfen in Höhe des nicht gedeckten Betrages Gewinne für 
dieses Geschäftsjahr nicht ausgezahlt werden. Die nicht zur Auszahlung gekommenen Ge-
winnanteile sind auf die folgenden Geschäftsjahre vorzutragen und zusätzlich auszuzahlen, 
sobald dies die wirtschaftliche Situation (gemäß der oben aufgeführten Definition) der Gesell-
schaft erlaubt. Die jeweils ältesten Gewinnanteilsansprüche gehen den jüngeren Gewinnan-
teilsansprüchen in der Auszahlung vor. 

(2) Die Auszahlung der Gewinnanteile findet mit Feststellung des Jahresabschlusses, frühes-
tens aber zum 30.6. des folgenden Geschäftsjahres statt. Investierende Mitglieder haben die 
Möglichkeit, die Ihnen zustehenden Gewinnanteile in Form der Gutschrift neuer Geschäftsan-
teile zu erhalten. Entscheiden sie sich hierfür, dann gelten die insoweit neu entstandenen Ge-
schäftsanteile als zum 1.1. des Geschäftsjahres für die Berechnung der Ausschüttung entstan-
den. 

(3) Ansprüche auf die Auszahlung von Gewinnen und Auseinandersetzungsguthaben verjäh-
ren mit dem Ablauf von zwei Jahren ab Fälligkeit. Die durch Verjährung nicht ausgezahlten 
Beträge werden den Rücklagen zugeführt. 

 

§ 42 Nachschusspflicht 

Eine Nachschusspflicht der ordentlichen und investierenden Mitglieder besteht nicht. 

V.  RECHNUNGSWESEN 

§ 43 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Genossenschaft ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist ein 
Rumpfgeschäftsjahr.  
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§ 44 Jahresabschluss und Lagebericht 

(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Frist nach Ende des Geschäftsjahres den 
Jahresabschluss und den Lagebericht –soweit gesetzlich erforderlich- für das vergangene Ge-
schäftsjahr aufzustellen. 

(2) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lagebericht –soweit gesetzlich erforder-
lich- dem Aufsichtsrat zur Stellungnahme vorzulegen. 

(3) Jahresabschluss, Lagebericht – soweit gesetzlich erforderlich- und Bericht des Aufsichts-
rats sollen mindestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung in den Geschäftsräumen 
der Genossenschaft oder an einer anderen bekannt zu machenden Stelle -auch elektronisch- 
zur Einsicht der Mitglieder gebracht werden. 

(4) Der Jahresabschluss und der Lagebericht –soweit gesetzlich erforderlich- sind dem zu-
ständigen Prüfungsverband mit den von ihm geforderten Nachweisen unverzüglich einzu-
reichen. 

(5) Der Bericht des Aufsichtsrats über seine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts –soweit gesetzlich erforderlich- ist der ordentlichen Mitgliederversammlung zu erstat-
ten.  

(6) Für die Wirtschaftlichkeits-, Gesamtgeschäftsführungs- und Rechnungslegungsprüfung 
gelten die §§ 53 ff. GenG. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat im Rahmen der Prüfungsver-
folgung den Inhalt des Prüfberichts der Verband zur Kenntnis zu nehmen. 

§ 45 Deckung eines Jahresfehlbetrages 

(1)  Über die Deckung eines Jahresfehlbetrages beschließt die Mitgliederversammlung. 

(2)  Soweit ein Jahresfehlbetrag nicht auf neue Rechnung vorgetragen oder durch Heranzie-
hung der anderen Ergebnisrücklagen gedeckt wird, ist er durch die gesetzliche Rücklage oder 
die Kapitalrücklage oder durch eine Mischung dieser Maßnahmen zugleich zu decken. 

VI. LIQUIDATION 

§ 46 Liquidation 

Nach der Auflösung erfolgt die Liquidation der Genossenschaft. Für die Verteilung des Vermö-
gens der Genossenschaft ist das Gesetz mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Liquida-
tionserlös nach dem Verhältnis der Geschäftsguthaben an die investierenden und ordentlichen 
Mitglieder bis zur Höhe der Einzahlungen der investierenden und ordentlichen Mitglieder ver-
teilt werden. Darüber hinaus wird der Liquidationserlös an eine gemeinnützige Organisation 
(z.B. Trias-Stiftung) überführt, die die Vision der Genossenschaft weiterverfolgt. Die anfallbe-
rechtigte Organisation gemäß § 46 Abs. 1 Satz 3 wird durch den Aufsichtsrat mit einfacher 
Mehrheit bestimmt. Bei Stimmengleichheit hat der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. 
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VII.  BEKANNTMACHUNGEN 

§ 47 Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Genossenschaft erfolgen durch unmittelbare Benachrichtigung 
sämtlicher Mitglieder in Textform. Der Jahresabschluss und die in diesem Zusammenhang 
offenzulegenden Unterlagen, soweit gesetzlich vorgeschrieben, sowie weitere gesetzlich vor-
geschriebene Veröffentlichungen werden nur im elektronischen Bundesanzeiger unter der 
Firma der Genossenschaft bekanntgemacht.  

VIII. GERICHTSSTAND 

§ 48 Gerichtsstand 

Gerichtsstand für alle Streitigkeiten zwischen dem Mitglied und der Genossenschaft aus dem 
Mitgliedschaftsverhältnis ist das Amtsgericht oder das Landgericht, das für den Sitz der Ge-
nossenschaft zuständig ist. 

IX.  BEIRÄTE, KURATORIEN 

§ 49 Beirat, Kuratorium 

Der Aufsichtsrat darf einen oder mehrere Beiräte und oder Kuratorien einrichten und Mitglie-
der, die ordentliche oder investierende Mitglieder sein müssen, ernennen. Diese Personen 
tragen keine organschaftliche Verantwortung. Sie beraten den Vorstand und/oder den Auf-
sichtsrat und/oder den Vertreter der Mitgliederversammlung. 

 

 

Hiermit bestätigen wir, dass die geänderten Satzungsbestimmungen mit dem Beschluss über 
die Satzungsänderung und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Register 
eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen. 

 

Berlin, 11.03.2025 

 


